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3343/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Christian Lausch, Werner Herbert, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 27.04.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 27.04.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

Hinweis der ParlDion: Gemäß den legistischen 
Richtlinien (leg. RL) soll der Titel eines neuen Gesetzes 
kurz und einprägsam den Inhalt angeben sowie 
verpflichtend die Normenkategorie und den Gegenstand 
enthalten; bei Novellen hingegen ist der Kurztitel eines 
Gesetzes zu verwenden; daher müsste der Titel dieser 
Novelle richtig heißen: 

Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert 
wird 

Eine Titeländerung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Kinderzuschuss-Inflationsanpassungsgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz vom 29. Feber 1956 über 
die Bezüge der Bundesbeamten 
(Gehaltsgesetz 1956 – GehG), BGBl. Nr. 54/1956, 
zuletzt geändert mit BGBl. I Nr. 206/2022, 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Auch beim Eingang soll gem. 
den leg. RL der Kurztitel und eine allfällige Abkürzung 
eines Gesetzes verwendet sowie auch die Fundstelle der 
Nov genannt werden: daher müsste der Eingang richtig 
heißen: 

Das Gehaltsgesetz 1956 – GehG, BGBl. 
Nr. 54/1956, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 206/2022, wird wie folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Das Bundesgesetz vom 29. Feber 1956 über die 
Bezüge der Bundesbeamten (Gehaltsgesetz 1956 – 
GehG), BGBl. Nr. 54/1956, zuletzt geändert mit BGBl. I 
Nr. 206/2022, wird wie folgt geändert: 

 

Hinweis der ParlDion:  

1. Bei nur einer NovAo, bedarf es keiner Nummerierung. 

1. In § 4 wird der Betrag „15,6 Euro“ durch „30 Euro“ 
ersetzt. 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008163
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 27.04.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 27.04.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

2. Um an der gemeinten und richtigen Stelle die 
beantragte Betragsänderung durchführen zu können, 
müsste in der NovAo „€“ statt „Euro“ stehen. Da aber im 
§ 4 der Betrag und das Zeichen nur an dieser Stelle 
vorkommen, konnten die Bestimmungen zweifelsfrei 
gegenübergestellt werden. 

3. Da der zu ersetzende Euro-Betrag nur im Abs. 1 des § 4 
vorkommt, könnte sich die NovAo nur auf Abs. 1 
beziehen.  

Daher müsste die NovAo richtig lauten: 

In § 4 Abs. 1 wird der Betrag „15,6 €“ durch „30 €“ 
ersetzt. 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

§ 4. (1) Ein Kinderzuschuss von 15,6 € monatlich 
gebührt, soweit im Abs. 3 nicht anderes bestimmt ist, für 
jedes Kind für das Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl. Nr. 376/1967, 
bezogen wird oder für das nur deshalb keine 
Familienbeihilfe bezogen wird, weil für dieses Kind eine 
gleichartige ausländische Beihilfe bezogen wird. Als 
Kinder gelten: 

 1. eigene Kinder, 

 2. legitimierte Kinder, 

 3. Wahlkinder, 

 4. sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt der 
Beamtin oder des Beamten angehören und diese 
oder dieser überwiegend für die Kosten des 
Unterhaltes aufkommt. 

 § 4. (1) Ein Kinderzuschuss von 15,630 € monatlich 
gebührt, soweit im Abs. 3 nicht anderes bestimmt ist, für 
jedes Kind für das Familienbeihilfe nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl. Nr. 376/1967, 
bezogen wird oder für das nur deshalb keine 
Familienbeihilfe bezogen wird, weil für dieses Kind eine 
gleichartige ausländische Beihilfe bezogen wird. Als 
Kinder gelten: 

 1. eigene Kinder, 

 2. legitimierte Kinder, 

 3. Wahlkinder, 

 4. sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt der 
Beamtin oder des Beamten angehören und diese 
oder dieser überwiegend für die Kosten des 
Unterhaltes aufkommt. 

(2) Für ein Kind, das seit dem Zeitpunkt, in dem der 
Anspruch auf den Kinderzuschuss nach Abs. 1 wegfällt, 
infolge Krankheit oder Behinderung erwerbsunfähig ist, 
gebührt der Kinderzuschuss, wenn weder das Kind noch 
dessen Ehegattin oder Ehegatte oder eingetragene 

 (2) Für ein Kind, das seit dem Zeitpunkt, in dem der 
Anspruch auf den Kinderzuschuss nach Abs. 1 wegfällt, 
infolge Krankheit oder Behinderung erwerbsunfähig ist, 
gebührt der Kinderzuschuss, wenn weder das Kind noch 
dessen Ehegattin oder Ehegatte oder eingetragene 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

 
3

3
4

3
/A

 X
X

V
II. G

P
 - In

itiativ
an

trag
 - T

ex
tg

eg
en

ü
b

erstellu
n
g
 (A

rb
eitsd

o
k
u
m

en
t P

arlD
io

n
) 

 3
 v

o
n

 4
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 27.04.2023 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 27.04.2023 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
Partnerin oder eingetragener Partner über eigene 
Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, verfügt, 
die den Betrag nach § 5 Abs. 2 erster Satz des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), 
BGBl. Nr. 189/1955, monatlich übersteigen. 

Partnerin oder eingetragener Partner über eigene 
Einkünfte gemäß § 2 Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes 1988, BGBl. Nr. 400, verfügt, 
die den Betrag nach § 5 Abs. 2 erster Satz des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), 
BGBl. Nr. 189/1955, monatlich übersteigen. 

(3) Für ein und dasselbe Kind gebührt der 
Kinderzuschuss nur einmal. Hätten mehrere Personen für 
ein und dasselbe Kind Anspruch auf diesen Zuschuss oder 
eine ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis zu 
einer inländischen Gebietskörperschaft, gebührt der 
Kinderzuschuss nur der Person, deren Haushalt das Kind 
angehört. Hiebei geht der früher entstandene Anspruch 
dem später entstandenen vor. Bei gleichzeitigem 
Entstehen der Ansprüche geht der Anspruch der älteren 
Person vor. 

 (3) Für ein und dasselbe Kind gebührt der 
Kinderzuschuss nur einmal. Hätten mehrere Personen für 
ein und dasselbe Kind Anspruch auf diesen Zuschuss oder 
eine ähnliche Leistung aus einem Dienstverhältnis zu 
einer inländischen Gebietskörperschaft, gebührt der 
Kinderzuschuss nur der Person, deren Haushalt das Kind 
angehört. Hiebei geht der früher entstandene Anspruch 
dem später entstandenen vor. Bei gleichzeitigem 
Entstehen der Ansprüche geht der Anspruch der älteren 
Person vor. 

(4) Dem Haushalt der Beamtin oder des Beamten 
gehört ein Kind an, wenn es bei einheitlicher 
Wirtschaftsführung unter der Leitung der Beamtin oder 
des Beamten die Wohnung teilt oder aus Gründen der 
Erziehung, der Ausbildung, einer Krankheit oder einer 
Behinderung woanders untergebracht ist. Durch die 
Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder 
Zivildienstes wird die Haushaltszugehörigkeit nicht 
berührt. 

 (4) Dem Haushalt der Beamtin oder des Beamten 
gehört ein Kind an, wenn es bei einheitlicher 
Wirtschaftsführung unter der Leitung der Beamtin oder 
des Beamten die Wohnung teilt oder aus Gründen der 
Erziehung, der Ausbildung, einer Krankheit oder einer 
Behinderung woanders untergebracht ist. Durch die 
Leistung des Präsenz- oder Ausbildungs- oder 
Zivildienstes wird die Haushaltszugehörigkeit nicht 
berührt. 

(5) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, alle 
Tatsachen, die für den Anfall, die Änderung oder die 
Einstellung des Kinderzuschusses von Bedeutung sind, 
binnen einem Monat nach dem Eintritt der Tatsache, 
wenn sie oder er aber nachweist, dass erst später von 
dieser Tatsache Kenntnis erlangt wurde, binnen einem 
Monat nach Kenntnis, der Dienstbehörde zu melden. 

 (5) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, alle 
Tatsachen, die für den Anfall, die Änderung oder die 
Einstellung des Kinderzuschusses von Bedeutung sind, 
binnen einem Monat nach dem Eintritt der Tatsache, 
wenn sie oder er aber nachweist, dass erst später von 
dieser Tatsache Kenntnis erlangt wurde, binnen einem 
Monat nach Kenntnis, der Dienstbehörde zu melden. 

(6) Bei rechtzeitiger Meldung nach Abs. 5 gebührt 
der Kinderzuschuss ab dem Monat, in dem die 
Voraussetzungen für den Anspruch entstehen. Bei 
verspäteter Meldung gebührt der Anspruch erst mit dem 
der Meldung nächstfolgenden Monatsersten oder, wenn 

 (6) Bei rechtzeitiger Meldung nach Abs. 5 gebührt 
der Kinderzuschuss ab dem Monat, in dem die 
Voraussetzungen für den Anspruch entstehen. Bei 
verspäteter Meldung gebührt der Anspruch erst mit dem 
der Meldung nächstfolgenden Monatsersten oder, wenn 
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Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 
die Meldung an einem Monatsersten erstattet wurde, mit 
diesem Tag. 

die Meldung an einem Monatsersten erstattet wurde, mit 
diesem Tag. 

(7) Auf die Dauer des gänzlichen Entfalls des 
Monatsbezuges entfällt auch der Kinderzuschuss. 

 (7) Auf die Dauer des gänzlichen Entfalls des 
Monatsbezuges entfällt auch der Kinderzuschuss. 

(8) Abweichend von Abs. 1 gebührt Beamtinnen und 
Beamten, die nach § 21 im Ausland verwendet werden 
oder innerhalb der letzten vier Jahre im Ausland 
verwendet wurden, für jedes Kind ein Kinderzuschuss, 
wenn für dieses Kind lediglich aufgrund des 
Aufenthaltsortes des Kindes, der Beamtin oder des 
Beamten oder der Ehegattin oder des Ehegatten oder der 
eingetragenen Partnerin oder des eingetragenen Partners 
keine Familienbeihilfe bezogen wird. 

 (8) Abweichend von Abs. 1 gebührt Beamtinnen und 
Beamten, die nach § 21 im Ausland verwendet werden 
oder innerhalb der letzten vier Jahre im Ausland 
verwendet wurden, für jedes Kind ein Kinderzuschuss, 
wenn für dieses Kind lediglich aufgrund des 
Aufenthaltsortes des Kindes, der Beamtin oder des 
Beamten oder der Ehegattin oder des Ehegatten oder der 
eingetragenen Partnerin oder des eingetragenen Partners 
keine Familienbeihilfe bezogen wird. 
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